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Technologieoffenheit in der Bauleitplanung gewährleisten (§ 1 Abs. 6 BauGB-E, insbesondere 

§ 1 Abs. 6 S. 5 Nr. 1 BauGB-E) 

 

§ 1 Absatz 6 BauGB-E sollte so ausgestaltet bleiben, dass er die wirtschaftlich tragfähige Schaffung 

von Wohnraum unterstützt, ohne einzelne Bauweisen vorzugeben oder zu privilegieren. Der 

Fokus sollte auf dem Ziel des kostensparenden und wirtschaftlich tragfähigen Bauens liegen, nicht 

auf bestimmte technische oder organisatorische Umsetzungsformen wie zum Beispiel das serielle 

und modulare Bauen.  

 

Die Bauleitplanung muss technologieoffen bleiben, um regionale Besonderheiten, 

städtebauliche Vielfalt und innovative Lösungen weiterhin angemessen berücksichtigen zu 

können. 

 

Regelungsvorschlag für § 1 Abs. 6 S.5 Nr.1 BauGB-E: „…Sonstige öffentliche Belange sind 

insbesondere…1. die Anforderungen des kostensparenden und wirtschaftlich tragfähigen Bauens 

insbesondere des seriellen und modularen Bauens, …  

 

 

Überragendes öffentliches Interesse des Wohnungsbaus praxisgerecht gestalten (§ 1 Abs. 7a 

BauGB-E) 

 

§ 1 Absatz 7a BauGB-E sollte so weiterentwickelt werden, dass der Vorrang des Wohnungsbaus 

früher, einfacher und verlässlicher zur Anwendung kommen kann. Insbesondere sollten die  

formalen Zugangsvoraussetzungen reduziert und der Regelungsansatz stärker auf eine 

tatsächliche Beschleunigung von Wohnungsbauvorhaben ausgerichtet werden. 

Daneben sollte das überragende öffentlichen Belang des Wohnungsbaus ausdrücklich auch im 

unbeplanten Innenbereich ermöglicht werden.  

 

Alternativ kann klargestellt werden, dass bei nachweislich angespannten Wohnungsmärkten der 

Wohnungsbau regelmäßig vorrangig zu berücksichtigen ist, ohne dass hierfür zusätzliche 

planerische Sonderinstrumente geschaffen werden müssen. So kann § 1 Absatz 7a BauGB-E 

stärker zu einem tatsächlich wirksamen Instrument für mehr Wohnungsbau werden. 

 

Regelungsvorschlag zu § 1 Absatz 7a BauGB-E: „…Bei der Aufstellung, Änderung, Ergänzung 

oder Aufhebung von Bauleitplänen ist die Schaffung von Wohnraum in einem nach § 201a 

BauGB-E bestimmten Gebiet mit angespanntem Wohnungsmarkt als überragendes öffentliches 

Interesse zu berücksichtigen, sofern keine besonders gewichtigen entgegenstehenden 

öffentlichen Belange entgegenstehen.  

 

Der überragende öffentliche Belang der Wohnraumschaffung ist bei Vorhaben im unbeplanten 

Innenbereich entsprechend zu berücksichtigen…“ 
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Städtebaulicher Vertrag: Klimaanpassungsmaßnahmen wirtschaftlich tragfähig gestalten (§ 11 

Abs. 1 Nr. 4 BauGB-E 

 

In § 11 Abs. 1 Nr. 4 BauGB-E, jedoch zumindest in der Gesetzesbegründung sollte noch einmal 

ausdrücklich klargestellt werden, dass Kostenübernahmen nach § 11 Absatz 1 Nr. 4 BauGB-E nur 

im Rahmen der wirtschaftlichen Tragfähigkeit des Vorhabens zulässig sind und strikt am 

Veranlassungsprinzip ausgerichtet werden müssen. Maßnahmen, die überwiegend dem 

allgemeinen öffentlichen Interesse dienen, können von vornherein nicht über städtebauliche 

Verträge auf private Bauherren verlagert werden.  

 

Zugleich sollte gesetzlich, jedoch zumindest in der Gesetzesbegründung hervorgehoben werden, 

dass Klimaanpassungsmaßnahmen als Teil der kommunalen Daseinsvorsorge grundsätzlich auch 

eine Mitverantwortung von Kommunen, Ländern und dem Bund begründen.  

Nur durch eine ausgewogene Lastenverteilung lassen sich städtebauliche Verträge praktikabel 

gestalten und die notwendige Realisierung von Wohnungsbauvorhaben sichern. 

 

 

Erweiterung des Vorkaufsrechts auf Nutzungsabsichten vermeiden (§ 26 S. 2 BauGB-E) 

 

Das Bundesverwaltungsgericht hat mit Urteil vom 9. November 2021 (BVerwG 4 C 1.20) 

klargestellt, dass das gemeindliche Vorkaufsrecht in sozialen Erhaltungsgebieten ausschließlich an 

den tatsächlichen Zustand des Grundstücks im Zeitpunkt der letzten Behördenentscheidung 

anknüpfen darf. Maßgeblich ist, ob das Grundstück entsprechend den Zielen der städtebaulichen 

Maßnahme genutzt wird und ob bauliche Missstände im Sinne des § 177 Abs. 3 Satz 1 BauGB 

vorliegen. Künftige Nutzungsabsichten oder prognostizierte Entwicklungen des Erwerbers sind 

rechtlich unbeachtlich.  

 

Die Regelungsänderung in § 26 S.2 BauGB-E ist zu streichen. Von einer Korrektur der 

Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts ist abzusehen. Der geltende § 26 S.1 Nr. 4 BauGB 

bildet den verfassungsrechtlich gebotenen Ausgleich zwischen städtebaulichem 

Allgemeinwohlinteresse und Eigentumsschutz sachgerecht ab. 

 

Regelungsvorschlag 

Die Neuregelung in § 26 S. 2 BauGB-E ist wie folgt zu ändern: „…Satz 1 Nummer 4 gilt nicht für 

Grundstücke im Geltungsbereich einer Erhaltungssatzung nach § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2, 

soweit zukünftig nachteilige Ausstrahlungswirkungen auf die Umgebung im Sinne möglicher 

satzungswidriger Nutzungsabsichten zu erwarten sind…“ 
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Genehmigungsfreistellung energetischer Maßnahmen in Erhaltungssatzungsgebieten ohne 

neue Hürden umsetzen (§ 172 Abs. 1 Satz 3 BauGB-E) 

 

Die in § 172 Abs. 1 S. 3 BauGB-E vorgesehene Möglichkeit, energetische Maßnahmen in sozialen 

Erhaltungsgebieten durch Satzung von der Genehmigungspflicht freizustellen, ist zumindest ein 

erster Schritt, um den Klimaschutz in Milieuschutzgebieten voranzubringen.  

 

Die Regelung erkennt erstmals ausdrücklich den Zielkonflikt zwischen sozialem Erhaltungsrecht 

und den Erfordernissen der energetischen Transformation des Gebäudebestands an. 

In ihrer konkreten Ausgestaltung bleibt die Neuregelung jedoch nicht ausreichend, um die 

bestehenden rechtlichen und praktischen Hemmnisse für energetische Sanierungen in 

Milieuschutzgebieten wirksam abzubauen. 

 

Die mittelständische Immobilienwirtschaft hält daher eine bundeseinheitliche, zumindest 

befristete Genehmigungsfreistellung energetischer Sanierungs- und 

Modernisierungsmaßnahmen in sozialen Erhaltungsgebieten für erforderlich. Diese sollte 

mindestens bis zur Erreichung der nationalen Klimaneutralität im Jahr 2045 gelten und alle 

Maßnahmen umfassen, die der Nutzung erneuerbarer Energien oder der Steigerung der 

Energieeffizienz dienen. 

 

Eine solche Regelung würde Investitionshemmnisse beseitigen, die Inanspruchnahme öffentlicher 

Förderprogramme ermöglichen, Genehmigungsbehörden und Gerichte entlasten, und einen 

wirksamen Beitrag zur Erreichung der Klimaschutzziele im Gebäudebestand leisten, ohne den 

sozialen Erhaltungszweck insgesamt infrage zu stellen. 

 

 

Energetische Maßnahmen in sozialen Erhaltungsgebieten ohne Genehmigungsvorbehalt 

ermöglichen (§ 172 Abs. 4 BauGB-E) 

 

Die Neuregelungen in § 172 Abs. 4 BauGB-E sind sinnvoll, gehen aber nicht weit genug. Um die 

Klimaschutzziele im Gebäudesektor wirksam zu unterstützen, sollte der Gesetzgeber den 

Genehmigungsvorbehalt bei energetischen Sanierungen streichen. 

 

Erforderlich ist eine weitergehende gesetzliche Privilegierung energetischer Maßnahmen ohne 

gesonderte Regelung in einer Satzung und ohne Genehmigungsvorbehalt, zumindest für solche 

Vorhaben, die der Nutzung erneuerbarer Energien oder der Steigerung der Energieeffizienz 

dienen und keine unmittelbaren wohnungsbezogenen Eingriffe darstellen. Dies kann entweder 

durch eine bundeseinheitliche Genehmigungsfreistellung oder durch eine deutliche 

Einschränkung der prognostischen Prüfung sozialer Auswirkungen erfolgen. 
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